
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

110. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche konkreten Planungen verfolgt die Bundes-
regierung zur Einführung der geplanten Plastik-
abgabe, insbesondere hinsichtlich des Kreises der 
Abgabepflichtigen und des vorgesehenen Erhe-
bungsverfahrens, und wie berücksichtigt sie dabei 
mögliche Belastungen für Hersteller, Importeure 
und Inverkehrbringer von Kunststoffverpackun-
gen (www.faz.net/aktuell/wirtschaft/mehr-wirtsch
aft/steuerdebatte-industrie-wehrt-sich-gegen-plast
ikabgabe-accg-200887519.html)?

111. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Auswirkungen der geplanten Plastik-
abgabe auf Verbraucherpreise erwartet die Bun-
desregierung, insbesondere durch eine mögliche 
Weitergabe zusätzlicher Kosten entlang der Lie-
ferkette, und auf welche Berechnungen, Folgen-
abschätzungen oder sonstigen Datengrundlagen 
stützt sie diese Einschätzung (www.faz.net/aktuel
l/wirtschaft/mehr-wirtschaft/steuerdebatte-industri
e-wehrt-sich-gegen-plastikabgabe-accg-20088751
9.html)?

112. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche zusätzlichen finanziellen und administra-
tiven Belastungen erwartet die Bundesregierung 
durch die geplante Plastikabgabe für Unterneh-
men, insbesondere für kleine und mittlere Unter-
nehmen sowie Unternehmen entlang der Verpa-
ckungskette, und wie bewertet sie mögliche Aus-
wirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit des 
Industriestandortes Deutschland (www.faz.net/akt
uell/wirtschaft/mehr-wirtschaft/steuerdebatte-indu
strie-wehrt-sich-gegen-plastikabgabe-accg-20088
7519.html)?

113. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Erkenntnisse oder Folgenabschätzungen 
liegen der Bundesregierung zu möglichen Aus-
wirkungen der geplanten Plastikabgabe auf Ar-
beitsplätze und industrielle Wertschöpfung in 
Deutschland vor, insbesondere in Branchen mit 
hoher Bedeutung für Kunststoffverpackungen und 
Verpackungsketten (www.faz.net/aktuell/wirtscha
ft/mehr-wirtschaft/steuerdebatte-industrie-wehrt-s
ich-gegen-plastikabgabe-accg-200887519.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 3. Juli 2026

Die Fragen 110 bis 113 werden gemeinsam beantwortet.
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Der Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2027 sieht vor, dass die 
Bundesregierung eine bundesweite Plastikabgabe einführt. Die konkrete 
Ausgestaltung der Maßnahme wird derzeit innerhalb der Bundesregie-
rung beraten. Die Auswirkungen auf die betroffene Wirtschaft sowie die 
Verbraucherpreise werden in einem noch zu erarbeitenden Gesetzent-
wurf dargestellt werden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit

114. Abgeordnete
Dr.  Christina 
Baum
(AfD)

Ist der Bundesregierung bekannt, ob Behörden 
oder andere Stellen Verzeichnisse von Ärzten füh-
ren oder entsprechende Daten erheben, deren At-
teste zur Impfunfähigkeit gegen Masern nicht an-
erkannt werden, und wenn ja, auf welcher recht-
lichen Grundlage erfolgt dies, und wenn nein, 
kann die Bundesregierung ausschließen, dass der-
artige Listen geführt oder Daten erhoben werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 1. Juli 2026

Der Vollzug des § 20 Absatz 9 des Infektionsschutzgesetzes liegt in der 
Zuständigkeit der Länder. Zur konkreten Vollzugspraxis der zuständigen 
Landesbehörden liegen der Bundesregierung keine Kenntnisse vor.

115. Abgeordneter
Maik Brückner
(Die Linke)

Welche konkreten politischen Maßnahmen leitet 
die Bundesregierung aus der „Political Declara-
tion on HIV/AIDS: United to End AIDS by 2030“ 
(UN-Resolution A/80/L.79) ab, und welche 
Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der Formulierung „the need for all countries 
to implement the commitments and pledges in the 
present declaration consistent with national laws, 
national development priorities and international 
human rights“ vor dem Hintergrund der Bedeu-
tung zielgruppenspezifischer Strategien beim 
Kampf gegen HIV/Aids, etwa mit Blick auf Män-
ner, die Sex mit Männer haben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 2. Juli 2026

Die Bundesregierung verfolgt im Kampf gegen HIV/AIDS einen konse-
quenten rechte- und evidenzbasierten Ansatz, der die in der „Political 
Declaration on HIV/AIDS: United to End AIDS by 2030“ verankerten 
Prinzipien und Verpflichtungen vollumfänglich unterstützt.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 67 – Drucksache 21/6834

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.


